	Rede von Evrim Baba, MdA, stellv. Bezirksvorsitzende 
Liebe Genossinnen und Genossen, 

im Jahr 2009 stehen wir als neue Partei DIE LINKE. vor großen Herausforderungen. Neben Kommunal- und Landtagswahlen findet auch die Bundestagswahl statt. Hier wird sich zeigen, wie wir – DIE LINKE. – und unsere Politik wirkt. Ob Links auch auf europäischer Ebene wirkt, werden die anstehenden Europawahlen zeigen. 

Damit links bei den Bürgerinnen und Bürgern überhaupt wirken kann, bedarf es des Einsatzes von uns allen. Denn jede und jeder von uns kennt Leute, die nicht mal wissen, dass am 7. Juni gewählt wird. Und ich kenne noch mehr, die fragen sich, wozu diese Wahl gut sein soll. Doch die Antwort ist ganz einfach: Weit mehr als die Hälfte aller Entscheidungen, aller Gesetze, mit denen wir es in der Bundesrepublik zu tun haben, kommen von der EU. 

Ich möchte einen Ausspruch Bertolt Brechts zitieren: „Wer gegen Politik ist, ist für die Politik, die mit ihm gemacht wird.“ Wir – die wir heute hier sind - haben uns entschieden, Politik zu machen. Lasst uns gemeinsam dafür sorgen, dass es uns möglichst viele gleichtun. Und vor allem lasst uns dafür sorgen, dass DIE LINKE. gestärkt ins Europaparlament einzieht. „Wir wollen eine starke Gruppe der LINKEN im EP und damit eine wirksame ‚Gemeinsame Fraktion der Linken’ im Europäischen Parlament.“ Mit diesen Worten übergaben unseren beiden Parteivorsitzenden, Lothar und Oskar den Entwurf für ein Europawahlprogramm der Partei. 

Liebe Genossinnen und Genossen, 

Warum sollte uns das nun eigentlich so wichtig sein? Was will die LINKE mit Europa, und was ist ihre Vorstellung von einem linken europäischen Projekt? 

Auf diese Fragen und die Antworten, die der Entwurf für unser Europawahlprogramm gibt, nun ein paar Gedanken von mir. 

Liebe Genossinnen und Genossen, 

Die EU ist in Zeiten der Globalisierung ein parallel zu bisherigen lokalen, regionalen, nationalstaatlichen Ebenen neuer, unverzichtbarer politischer Handlungsraum. Zu beurteilen ist sie aber nach ihrer postulierten und konkreten Politik, deren Inhalten, nach ihren konkreten Zielen. Hierbei geht es nicht um abstrakte Bekenntnisse für oder gegen eine vermeintliche europäische Integration. Vielmehr geht es um die Analyse der politischen, ökonomischen und sozialen Basis – also um die Grundlage der EU. 

Unbestritten ist, dass die europäische Idee die Antwort auf zwei Weltkriege war. Abhängigkeit sollte Frieden und Wohlstand stiften. Diese Idee bleibt richtig, doch sie entspricht nicht mehr der Wirklichkeit. 

Die Wirklichkeit ist, dass wir eine EU haben, die nur bedingt demokratisch legitimiert ist. Der europäische Bezug wird immer wichtiger, ohne dass dieser auf der politischen Ebene in wirklich demokratische Institutionen eingebettet ist. Anders gesagt: Europa ist zwar alltäglich präsent, aber die Entscheidungsprozesse sind nicht transparent und selbst nach bürgerlich-liberalen Vorstellungen alles andere als demokratisch und partizipativ. Vor diesem Hintergrund muss die Verlagerung von Entscheidungskompetenzen von den nationalen auf die europäische Ebene eben skeptisch bis ablehnend bewertet werden. 

Es geht nicht um kleine oder kleinere Mängel der EU. Die EU ist krank. Sie ist krank aufgrund eines Fehlers in ihrem genetischen Code. Eine Europäische Union ohne ein soziales Programm, die sich dem Wettbewerb aller gegen alle verschreibt, ist zwangsläufig antidemokratisch. Schon Lenin stellte fest: „Vom Standpunkt der ökonomischen Bedingungen des Imperialismus, d.h. des Kapitalexports und der Aufteilung der Welt durch die ‚fortgeschrittenen’ und ‚zivilisierten’ Kolonialmächte, sind die Vereinigten Staaten von Europa unter kapitalistischen Verhältnissen entweder unmöglich oder reaktionär.“ 

Im Entwurf zum Europawahlprogramm heißt es: Die EU setzt auf eine marktradikale Wirtschaftspolitik, auf Sozial- und Demokratieabbau sowie eine Außen- und Sicherheitspolitik, die auf militärische Stärke setzt und Kriege in Kauf nimmt. 

Die globale Wirtschafts- und Finanzkrise sowie die militärische Eskalationsstrategie der 
NATO tragen auch die Handschrift der EU. Die EU wird zunehmend ein Instrument zur militärischen Durchsetzung der Interessen Kerneuropas. Hunderte Milliarden Euro werden in der EU in die Banken gesteckt. Aber, es sind keine zehn Milliarden Euro jährlich da, um die Zahl der Hungernden auf der Welt um die Hälfte reduzieren. Trotzdem ist es auch der EU gelungen, sich zur „Retterin der Armen“ und Verfechterin einer gerechteren Globalisierung zu stilisieren. Dabei ist ihr Handeln fundamental darauf ausgerichtet, die herrschenden kapitalistischen Verhältnisse zu sichern. /Und das mit der ganzen Palette kapitalistischer Strategien: 

§ von einer Schuldenpolitik, mit der über sogenannte Strukturanpassungsprogramme Preiserhöhungen und Privatisierungen erzwungen werden; 
§ über die Zerstörung lokaler Ökonomien, die immer weitere Verarmung nach sich zieht; 
§ die Ausplünderung der Ressourcen und 
§ nicht zuletzt gegen die direkte oder indirekte Unterstützung von Diktaturen und Warlords. 

Alles im geo- und militärstrategischen, energie- bzw. rohstoffpolitischen oder ökonomischen Eigeninteresse der EU-Mitgliedstaaten. 

Vor den verursachten Folgen wiederum wird sich aufwendig geschützt. Statt Fluchtursachen zu beseitigen, bekämpft die EU lieber Flüchtlinge. Die Ausgaben für die Grenzsicherung und das Grenzpersonal steigen rapide. Mit der EU-Grenzagentur Frontex werden Menschen auf See aufgespürt und nach Afrika zurück verbracht. Menschen wird ihr Recht verwehrt, in Europa einen Antrag auf Asyl zu stellen. Der Flüchtlingsschutz wird zunehmend in Transit- und Herkunftsländer außerhalb der EU verlagert. 2006 ist das Jahr mit der höchsten Todesrate an den EU-Außengrenzen. Etwa 6.000 Menschen starben allein auf dem Weg von Westafrika zu den Kanarischen Inseln. 

Zum außenpolitischen Kahlschlag vollzieht sich ein entsprechender Wandel auch in der europäischen Innenpolitik. Betrieben wird dieser Wandel durch die Mitgliedstaaten – insbesondere der Bundesrepublik. Der sogenannte Wettbewerbsstaat wird zunehmend ergänzt um den autoritärer Sicherheitsstaat. Alle Lebensbereiche – also Gesundheit, Bildung, öffentliche Dienste usw. sind davon betroffen. Die Freiheiten des Marktes genießen Vorrang vor politischen und sozialen Grundrechten. 

Und der Europäische Gerichtshof sekundiert dabei durch entsprechende Urteile in den Bereichen Streikrecht und Tariftreue bei öffentlichen Aufträgen. 

In Berlin haben wir die Auswirkungen deutlich zu spüren bekommen. Durch das Rüffert-Urteil wurde z.B. das Berliner Landesvergabegesetz gekippt. Das war eines der Erfolgsprojekte der Berliner LINKEN. Öffentliche Aufträge hätten danach in Berlin nur noch an Unternehmen gehen dürfen, die nach Tarif - mindestens aber 7,50 Euro die Stunde - bezahlen. Nach dem Urteil hat der Senat die Vergabestellen informiert, dass die Tariftreueerklärungen nicht mehr eingefordert werden dürfen. Die Tariftreueverpflichtung wird aus dem Landesvergabegesetz gestrichen und auf Mindestlöhne nach dem Entsendegesetz reduziert. 

Die bürgerlich-konservativen Kräfte nutzen dabei die EU, um in den Mitgliedsstaaten erkämpfte soziale, politische und demokratische Entwicklungen aufzubrechen. Und dies möglichst verfassungs- bzw. vertragsmäßig abzusichern. Der Entwurf einer Verfassung für Europa und der Vertrag von Lissabon waren ein Ausdruck dieser Politik. Sie wurden daher zu Recht von Franzosen, Niederländern und Iren abgelehnt. 

Liebe Genossinnen und Genossen, 

ein Nein zu dieser EU ist ein eines Nein, das sozial ist, eines Nein der Solidarität, und nicht das chauvinistische und nationalistische Nein der Rechten. 

Nur eine radikale Veränderung, die sozialen, demokratischen und ökologischen Fragen Priorität gegenüber Profitkalkulationen und Börsengewinnen verleiht, könnte sie heilen. Denn eine schwache Demokratie, Zivilgesellschaft und soziale Bewegung in Europa kann eine Wirtschaftspolitik der liberalisierten Märkte, des freien Kapitalverkehrs und der Privatisierung nicht verhindern. Im Entwurf für das Europawahlprogramm heißt es weiter:. „Die Europäische Union muss auf eine neue Grundlage gestellt werden“. 

Sich aber heute hinter der Souveränität der Nationalstaaten zu verschanzen, ist ein Anachronismus. Aber genau so ist es die Suche nach dem Heil in einer den Nationalstaaten gegenüber vermeintlich fortschrittlicheren Europäischen Union. Nationalstaat und EU sind keine Gegensätze, die sich nach „fortschrittlich“ und „reaktionär“ unterscheiden lassen, sondern bedingen einander. Und sie spielen – wie es so schön heißt – miteinander über Bande. Denn im entscheidenden Gremium der EU – dem Europäischen Rat – sind die Regierungschefs bzw. die Fachministerinnen und –minister vertreten. Auf dieser Ebene versucht jeder Mitgliedstaat seine nationalstaatliche Norm auf die europäische Ebene zu übertragen. Regelungen, die auf nationalstaatlicher Ebene als unpopuläre und riskante politische Entscheidungen gelten, werden erstmal auf EU-Ebene durchgesetzt. Später wird dann mit Verweis auf die EU eine Anpassung auf nationalstaatlicher Ebene vollzogen und diese Anpassung als unvermeidlich oder zumindest aus übergeordneten Gründen als notwendig dargestellt. 

Liebe Genossinnen und Genossen, 

ich möchte noch einmal Lenin zitieren. Er schrieb, das Ziel sozialistischer Politik sei „nicht nur Aufhebung der Kleinstaaterei und jeder Absonderung von Nationen, nicht nur die Annäherung der Nationen, sondern auch ihre Verschmelzung." Und über die nationale Politik des Proletariat schreibt er weiter: "Bei Anerkennung der Gleichberechtigung und des gleichen Rechts auf einen Nationalstaat schätzt und stellt es die Vereinigung der Proletarier aller Nationen über alles andere ..." 

Eines will ich ganz klar sagen: EU oder Nationalstaat sind nicht Zweck sozialistischer Politik, sondern Mittel. D.h. wir müssen den Abwehrkampf gegen Privatisierung, Sozialraub und Militarisierung mit dem Kampf um soziale und politische Verbesserungen wie die Verteilung des Reichtums von oben nach unten, Kürzung der Arbeitszeit, obligatorische Mindestlöhne und ausreichende soziale Grundsicherung führen. Und zwar auf bundesdeutscher, europäischer und internationaler Ebene. Dabei gilt es die Grenzen und Bedingungen auf nationalstaatlicher und europäischer Ebene zu berücksichtigen. Es sind globale Herausforderungen, die die Internationalisierung linker Politik erfordern und alternativlos machen. 

DIE LINKE. muss sich zum Ziel setzen, sowohl politische Konflikte im engeren Sinn als auch Auseinandersetzungen um Löhne und Arbeitszeiten auf europäischer Ebene führen zu können. Wir müssen in der Lage und bereit sein, auf europäischer Ebene im Kampf um das politische und wirtschaftliche Modell in die Offensive überzugehen. Um politische Auseinandersetzungen in der EU zu gewinnen, braucht es breite Bündnisse aus linken europäischen Parteien, Bewegungen und Gewerkschaften. In einer solchen Allianz muss sich der Wille zum gemeinsamen und zum europaweiten Handeln durchsetzen. „Das Häuflein Deputierter ist eine Macht durch die realen außerparlamentarischen Kräfte, die es repräsentiert.“ Das sagte schon Karl Liebknecht vor 95 Jahren und das ist heute noch genau so richtig wie damals! 

Liebe Genossinnen und Genossen, 

was wir natürlich brauchen ist ein Europawahlprogramm, das uns in all diesen Fragen handlungsfähig macht. 

Der Entwurf für unser Europawahlprogramm wird dieser Anforderung gerecht. Neben friedenspolitischen Bemühungen und der konsequenten Ablehnung einer Interventionsarmee, werden wirtschaftliche und soziale Rahmenbedingungen für eine dauerhafte, gerechte und friedliche EU gefordert. Der Entwurf wendet sich gegen eine Abschottungspolitik, die Migration von Menschen erschwert und unterbindet. Ganz entschieden abgelehnt wird die kapitalistische Profitlogik, die Menschen entsprechend ihrer ökonomischen Verwertbarkeit Rechte zugesteht. 

DIE LINKE. will ein Europa, das Menschen unabhängig von ihrem sozialen Status, Geschlecht, von ihrer politischen, religiösen oder sexuellen Identität, ethnischen Zugehörigkeit oder Behinderung akzeptiert. Es gilt eine Gleichberechtigung aller Menschen zu erreichen. Die Gleichberechtigung aller Menschen muss man nicht nur einfordern, sondern vor allem müssen wir als Linke europaweit zusammen dafür einsetzen. Wir lassen nicht zu, dass Hochqualifizierte gegen Geringqualifizierte, Arbeitsmigrantinnen und -migranten gegen Flüchtlinge, EU-Bürgerinnen und –bürger gegen Drittstaatsangehörige, Frauen gegen Männer, Kinderlose gegen Eltern bzw. Familien, Alt gegen Jung ausgespielt werden. Das bedeutet für uns auch, dass wir Diskriminierungen bekämpfen müssen. Es gilt den EU-weiten einheitlichen Diskriminierungsschutz in allen Bereichen auszubauen. 

Diskriminierend ist es z.B., wenn Menschen von der Mitentscheidung und Mitgestaltung der EU ausgeschlossen sind. Deshalb brauchen wir eine tiefgreifende Demokratisierung der EU. Wir fordern die Gewährleistung der demokratischen Teilhabe aller in den EU-Staaten lebenden Menschen. Schließlich sind auch alle in ihre konkreten Lebensumstände betroffen. Ohne direkt-demokratische Beteiligungsformen wird es kann die Europäische Union nicht demokratisch funktionieren. Das heißt eben - Schaffung plebiszitärer Elemente wie Volksabstimmungen. Das heißt aber auch, dass das Europäische Parlament endlich die Befugnisse und Kompetenzen erhalten, die einer Bürgerinnen- und Bürgervertretung zustehen. Deshalb wird in dem Entwurf gefordert, dass das Europäische Parlament gleichberechtigt mit dem Rat entscheiden muss. Und das Europäische Parlament muss das Recht erhalten, Gesetze vorzuschlagen. Außerdem soll es die Europäische Kommission direkt wählen können. 

Wir wollen Volksabstimmungen. Wir wollen, dass die Bürgerinnen und Bürger über eine Verfassung für die EU selbst entscheiden können. Wir wollen eine Verfassung, die Krieg ächtet, Abrüstung einleitet und politischen und sozialen Grundrechte den Vorrang vor den Marktfreiheiten in die europäischen Verträge zuschreibt. Nur einer solchen EU-Verfassung werden wir zustimmen. 

Die Ächtung von Kriegen sind wie die Abrüstung unabdingbare Schritte für die Bekämpfung von Fluchtursachen. Die durch Repression gegenüber Flüchtlingen und durch die Verwertungsinteressen des Kapitals gegenüber Migrantinnen und Migranten bestimmte europäische Asyl- und Migrationspolitik wird von uns als internationalistischer Partei abgelehnt. Tatsächliche Verbesserungen in der Migrationspolitik wären die Ratifizierung der Internationalen Konvention der Vereinten Nationen zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen. Wir fordern die Einführung von Mindeststandards für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, ob sie nun aus Deutschland kommen, aus anderen EU-Ländern oder Drittstaaten. Es muss endlich unter gleichen Arbeitsbedingungen am gleichen Ort und für die gleiche Arbeit auch der gleiche Lohn gezahlt werden. Es muss endlich ein gesetzlicher Mindestlohn eingeführt werden, damit Beschäftigte nicht mehr gegeneinander ausgespielt werden können! 

Die Einführung eines Mindestlohns wäre auch gerade für die Gleichstellung von Männern und Frauen ein wichtiges Instrument. Wie der EU-Sozialkommissar Vladimir Spidla mitteilte, herrscht in Deutschland eines der größten Ungleichgewichte bezüglich des Stundenlohns von Männern und Frauen. Im EU-Vergleich ist der Verdienst von Frauen durchschnittlich um 15 Prozent niedriger. Ähnlich ungleich geht es bei Stellenbesetzungen zu. Daher fordern wir im Wahlprogramm, dass Frauen endlich die gleichen Möglichkeiten in Beruf und Gesellschaft haben müssen. Eine wichtige Grundlage dafür ist das von uns geforderte flächendeckende Angebot an Kinderbetreuungsmöglichkeiten. Denn nur so sind Beruf und Familie vereinbar. 

Liebe Genossinnen und Genossen, 

ich möchte hier nicht auf alle einzelnen Bereiche und Aspekte des Europawahlprogramms eingehen. Dafür reicht die Zeit auch gar nicht aus. 

Natürlich spielen auch Fragen der Demokratisierung des Finanz- und Wirtschaftssystems eine entscheidende Rolle. Dazu gehört natürlich unsere Ablehnung von Privatisierung und Einschränkung von öffentlichen Dienstleistungen und sozialen Sicherungssystemen. Der Privatisierung von Krankenhäusern und öffentlichen Einrichtungen oder auch Eisenbahnen wollen wir gemeinsam mit anderen sozialen und politischen Kräften gesellschaftlichen Widerstand entgegensetzen. Wir wollen den Trend umkehren und die öffentliche Daseinsvorsorge ausbauen. 

Insgesamt sind die zentralen Fragen der europäischen Integration angesprochen. Nun gilt es mit der gesamten Partei anhand des Europawahlprogramms eine konstruktive Debatte über aufgeworfenen Lösungsvorschläge und Forderungen zu führen. Dazu sind alle eingeladen. 

Vielen Dank! 
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